
BEKANNTMACHUNG

§ 3
Ziffer 3 des Gebührentarifes erhält folgende Fassung:
3. Benutzung eines Notarzteinsatzfahrzeuges
3.1 Gebühr für ein Notarzteinsatzfahrzeug 650,00 €
3.2 Gebühr für jede weitere Person 325,00 €

§ 4
Die VII. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 14.12.2022

Frank Stein
Bürgermeister

Der Bürgermeister

Satzung
der Stadt Bergisch Gladbach über die abweichende Erhebung von

Gebühren nach der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) für Amtshandlungen des

Standesamtes nach dem Personenstandsgesetz
Aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in der zurzeit
geltenden Fassung und des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land Nord-
rhein- Westfalen (GebG NRW) vom 23. August 1999 (GV. NRW.S. 524) in der zur-
zeit geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach am 13.12.2022
folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Gegenstand der Satzung

(1) Für Amtshandlungen des Standesamtes der Stadt Bergisch Gladbach, die
von der Tarifstelle 5 b der Allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) erfasst sind, werden
abweichende Gebührensätze erhoben.

(2) Die Gebührenwerden nach dem zu dieser Satzung gehörenden Tarif erho-
ben.

(3) Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Allgemeinen Verwaltungsgebüh-
renordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO NRW) unbe-
rührt.

§ 2
Inkrafttreten der Satzung

Die Satzung tritt am Tag nach der Verkündigung in Kraft.
Tarif zur Satzung der Stadt Bergisch Gladbach über die abweichende Er-
hebung von Gebühren für Amtshandlungen nach der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (AVerwGebO
NRW).

Tarif-
stelle

Personenstandswesen Gebühr in Euro

1 Prüfung der Ehevoraussetzungen bei der
Anmeldung der Eheschließung oder bei der
Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses

50,-

2 Prüfung der Ehevoraussetzungen, wenn auslän-
disches Recht zu beachten ist

80,-

3 Vornahme der Eheschließung durch ein ande-
res als das für die Anmeldung der Eheschlie-
ßung zuständige Standesamt

50,-

4 Vornahme der Eheschließung außerhalb der
üblichen Öffnungszeiten des Standesamtes, aus-
genommen bei lebensgefährlicher Erkrankung
eines Erklärenden

120,-

5 Vornahme der Eheschließung im Ratssaal des
Historischen Ratshauses in der Stadtmitte

30,- je ange-
fangene halbe
Stunde

6 Beurkundung oder Beglaubigung einer Er-
klärung, Einwilligung oder Zustimmung zur
Namensführung aufgrund familien-rechtlicher
Vorschriften

30,-

7 Erteilung einer Bescheinigung über eine
Namensänderung oder über eine namensrecht-
liche Erklärung

10,-

8 Nachträgliche Beurkundung einer Eheschlie-
ßung oder einer Geburt gem. §§ 34 bis 36 PStG

80,-

9 Nachträgliche Beurkundung eines Sterbefalles
nach § 36 PStG

40,-

10 Aufnahme einer Niederschrift über eine eides-
stattliche Versicherung

30,-

11 Erteilung einer beglaubigten Abschrift oder
eines Auszugs aus den Personenstandsregistern

14,-

12 Erteilung einer Personenstandsurkunde nach
§ 55 PStG

14,-

13 Für ein zweites oder jedes weitere Exemplar
einer Personenstandsurkunde, einer Abschrift
oder eines Auszugs, wenn es gleichzeitig bean-
tragt und in einem Arbeitsgang hergestellt wird

7,-

14 Auskunft aus einem oder Einsicht in ein Perso-
nenstandsregister

10,-

15 Auskunft aus einer oder Einsicht in eine Sam-
melakte

15,-

16 Suchen eines Eintrags oder Vorgangs, wenn
hierfür zum Aufsuchen notwendige Angaben
nicht gemacht werden können

20,- je angefan-
gene Stunde bis
max. 100,-

17 Bescheinigung über die Zurückstellung einer
Beurkundung

10,-

18 Aufnahme eines Antrags für die Durchführung
des Verfahrens zur Anerkennung ausländischer
Entscheidungen in Ehesachen durch die Lan-
desjustizverwaltung

50,-

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx ver-öffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 14.12.2022

Frank Stein
Bürgermeister

Der Bürgermeister

I. Nachtragssatzung zur Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt
Bergisch Gladbach für städtische Unterkünfte für Flüchtlinge, Aussiedler,

Obdachlose und Nichtsesshafte
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW.
S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) und der
§§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert am 19.12.2019
(GV. NRW. S. 1029) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am
13.12.2022 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderung des § 4 Benutzungsgebühren

Abs. (2) Abs. (2) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:
(2) Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt
je Quadratmeter Nutzfläche und Kalendermonat 21,34 Euro.

Artikel 2
Die I. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher

beanstandet
oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 14.12.2022

Frank Stein
Bürgermeister

Der Bürgermeister

XV. Nachtragssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung
in der Stadt Bergisch Gladbach (Abfallsatzung)

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW, S. 666),
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29.09.2020 (GV NRW, S.
916), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S.
212ff.), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10.08.2021 (BGBI.
I S. 3436), § 7 Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 896),
die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598),
der §§ 8 und 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG
NW) vom 21. Juni 1988 (GV. NW. S. 250), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 7. April 2017 (GV. NRW. S. 442), sowie des § 17 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 25.
Juni 2021 (BGBl. I S. 2099), hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner
Sitzung am 13.12.2022 folgende Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt
Bergisch Gladbach beschlossen:

I. Die Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach
(Abfallsatzung) in der Fassung der XIV. Nachtragssatzung wird wie folgt
geändert:

§ 1
In § 2 Abs. 3 werden hinter den Wörtern „Getrenntsammlung verschiedener
Abfallarten“ die Wörter „und der Beseitigung von Abfällen“ angefügt.

§ 2
§ 3 Abs. 2 Nr. 3 wird wie folgt gefasst:
„Einsammeln und Befördern von Altpapier sowie Alttextilien und Schuhen,
soweit es sich nicht um Einweg-Verpackungen aus Pappe / Papier / Karton han-
delt.“

§ 3
In § 3 Abs. 3wird das Wort „Verpackungsgesetzes“ durch die Wörter „Gesetzes
über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hochwertige Verwertung
von Verpackungen“ ersetzt.

§ 4
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, insbesondere aus Gewerbe- und Industriebetrieben, soweit diese
nach Art oder Beschaffenheit nicht mit den sonstigen in Haushaltungen an-
fallenden Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können
oder die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit den
Abfallwirtschaftsplänen des Landes durch einen anderen Entsorgungsträger
oder Dritten gewährleistet ist (§ 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG), die in der als Anlage
1 zu dieser Satzung beigefügten Liste aufgeführt sind, sowie die weiteren in
Anlage 1 zu dieser Satzung aufgeführten Abfälle; die Liste ist Bestandteil dieser
Satzung.“

§ 5
In § 6 Abs. 2 Satz 2 wird „§ 2 Abs. 1 GewAbfV“ durch „§ 2 Nr. 1 GewAbfV“ ersetzt.

§ 6
In § 8 Abs. 2 Satz 2wird „§ 17 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG“ durch „§ 17 Abs
1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG“ ersetzt.

§ 7
In § 13 Abs. 5 Satz 1 werden die Wörter „, Wehrpflichtige und Zivildienstleis-
tende“ gestrichen.

§ 8
In § 18 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt:
„Schadstoffhaltige Abfälle im Sinne des Satzes 1 sind diejenigen Abfälle, die in
der als Anlage 2 zu dieser Satzung beigefügten Liste aufgeführt sind; diese Liste
ist Bestandteil der Satzung.“

§ 9
§ 18 Abs. 2 Satz 1wird wie folgt gefasst:
„Die in Absatz 1 genannten schadstoffhaltigen Abfälle müssen, sofern die Rück-
gabe an die verkaufenden Stellen zur ordnungsgemäßen Entsorgung nicht
möglich ist, zu den von der Stadt genannten Terminen am Schadstoffmobil
oder an einer stationären Annahmestelle angeliefert und dem Betriebsperso-
nal übergeben werden.“

§ 10
§ 19 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„Elektro- und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind vom Besitzer
der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG getrennt vom unsortierten Sied-
lungsabfall, insbesondere Sperrmüll, gesondert zur Abholung vor dem Grund-
stück bereitzustellen oder zu einer von der Stadt benannten Sammelstelle zu
bringen. Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Altakkumulatoren,
die nicht von Altgeräten umschlossen sind, sowie Lampen, die zerstörungsfrei
aus dem Altgerät entnommen werden können, gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Elekt-
roG vor der Abgabe an der Erfassungsstelle von diesen zu trennen; Altbatterien
sind der gesonderten Altbatterien-Entsorgung der Stadt zuzuführen. Dieses gilt
gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und
Satz 3 ElektroG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wiederverwendung
vorzubereiten.“

§ 11
In § 22 Abs. 2 Satz 4wird die Angabe „BGV C 27“ durch die Wörter „DGUV Vor-
schrift 43/44 „Müllbeseitigung““ ersetzt.

§ 12
Unter Anlage 1wird die Angabe „(zu § 4 Abs. 1 Nr. 1)“ durch „(zu § 4 Abs. 1 Nr
2)“ ersetzt.

§ 13
In Anlage 1 Nr. 1wird die Angabe „06.12.2002“ durch die Angabe „22.06.2012“
ersetzt.

II. Diese XV. Nachtragssatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in
der Stadt Bergisch Gladbach (Abfallsatzung) in der Fassung der XIV. Nach-
tragssatzung tritt am 01.01.2023 in Kraft.

Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf von sechs Monaten
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-

rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.

Bekanntmachungsanordnung:

Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.

Bergisch Gladbach, den 14.12.2022

Frank Stein
Bürgermeister

Der Bürgermeister

XXIV. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren
für die Inanspruchnahme der Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch

Gladbach
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S.666) zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. April 2022 (GV NRW S. 490),
der §§ 5 und 9 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen vom 21.06.1988 (GV NRW S. 250), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01
Februar 2022 (GV. NRW. S. 136), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Feb-
ruar 2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 10
August 2021 (BGBl. I S. 3436), der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV NRW S. 1029) und § 27 der Satzung
über die Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach vom 21.12.1998 in
der Fassung der XV. Nachtragssatzung hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach
in seiner Sitzung am 13.12.2022 folgende XXIV. Nachtragssatzung zur Satzung
über die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme der Abfallentsor-
gung in der Stadt Bergisch Gladbach beschlossen:

I. Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Inanspruchnahme
der Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach (Abfallgebührensat-
zung) in der Fassung der XXIV. Nachtragssatzung wird wie folgt geändert:

§ 1
§ 3 Abs. 2 bis 4 – Bemessungsgrundlage und Gebührenhöhe – wird wie folgt
gefasst:

2. Die Gebührensätze für die zur Nutzung durch Haushaltungen bestimmten
Abfallbehälter betragen bei Leerung gemäß § 15, 16 und 17 der Satzung über
die Abfallentsorgung in der Stadt Bergisch Gladbach (Abfallsatzung):

je Behälter jährlich wöchent-
liche
Leerung
€

zweiwöchentli-
che Leerung
€

vierwöchentli-
che Leerung
€

60 l Restmülltonne --- 194,52 97,20

90 l Restmülltonne --- 291,72 ---

120 l Restmülltonne --- 389,04 ---

240 l Restmülltonne --- 777,96 ---

770 l Restmülltonne 5.093,04 2.496,00 ---

1.100 l Restmülltonne 7.232,52 3.565,68 ---

120 l Biotonne 185,16 42,00 ---

240 l Biotonne 269,16 84,00 ---

240 l Papiertonne / bis
240 l Mehrvolumen

--- --- 18,00

1.100 l Papiertonne /
Mehrvolumen

--- --- 78,00

1.100 l Papiertonne /
Mehrpreis Zusatzleerung

--- 101,16 ---
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